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Korruption wirklich zuverlässige Mitarbeiter gewinnen. Denn es gilt, den Ver-
suchungen der Verwaltung e1nes reichen Landes widerstehen. Das aber geht
nıcht hne Erziehung Moral un Vaterlandsliebe, der 65 in der Vergangen-
eit allzuoft gefehlt hat Dafür wird die Regierung den Murt ZUur Unpopularıtät
aufbringen mussen gegenüber eiınem VOoO  a} Demagogen verwöhnten Volk: unbe-
kümmert den Lügen- und Verleumdungsfeldzug der un: rötlichen Welt-
propaganda, 1in die möglicherweise selbst Katholiken MIit einstiımmen. In den kur-
zen onaten seiner Amtswaltung hat Castelo Branco eiıne welse (fast möchte INa  3

‚unmilitärische“) Maßßhaltung, eine ruhige Festigkeit un Treue den
christlich-demokratischen Prinzıpien den Tag gelegt, die Brasıilien un der Welt
rund Hoffnung und Zuversicht geben.

Brasılien annn die Lösung aller anstehenden Fragen ıcht allein finden, da 65

Wirt;d1;:tfllid1 VOTFerst schwach IST- Es braucht die Unterstützung VO  w außen, eine
Ainanziıelle Unterstützung, aber auch eine moralische: enn CS hat auch seinerselts
der Welt eınen Dienst geleistet, ındem 65 verhindert hat, da{fß sıch der Kommunis-
1LL11US des größten Staates des lateinamerikanıschen Kontinentes bemächtigen konnte.

Um eiıne bessere Vermögenspolitik
Felix LÖöwensteın 5 J]

Am November 1964 hat die Bundesregierung den Entwurt für eın „Zweıtes
(zesetz A RE Förderung der Vermögensbildung der Arbeitnehmer“ vorgelegt. Da 6S

sıch bei diesem Entwurf eine Ma{fßhnahme handelt, der eine weitreichendere Be-

deutung zukommt als manchen anderen sozialpolıtischen Gesetzen, se1 versucht,
hier auch für solche, dıe MIt der aterie weniıger sind, urz darzulegen,

es be] diesem Gesetzentwurt eigentlich geht un W as VO  e} den verschiede-
nen FEinwänden halten 1St, dıe 1m Lauf der Diskussion vorgebracht wurden oder
och werden.

1as Problem

Eıner der Züge, dıe unseIre heutige Wirtschaftsweise kennzeichnen un die ayıl
beigetragen haben, S1e als „Kapıtalismus“ bezeichnen, ISt. da{ß 1ın ıhr nıcht mehr
jeder einzelne mM1 seinen eigenen Produktionsgütern (seinem eigenen Hof, se1iner



Um eine bessere VerMögénspoliti/e
eigenen Werkstatt) wirtschaftet, sondern daß Eigentümer VO  a} Vermögenswerten
diese ZUFr. Verfügung stellen, während andere iıhre Arbeitskraft anbıeten, um siıch

un mit remden Kapitalgütern wiırtschaftlich betätigen. Auf diese Weı1se
werden ungleich mehr Kapıtalgüter eingesetzt un wırtschaftlich geNULZL un für
ungleich mehr menschliche Arbeitskräfte wiırtschaftliche Betätigungsmöglichkeiten
geschaffen. 1le hochindustrialisierten Länder der Gegenwart siınd dieser orm
des Wırtschaftens übergegangen, gleichviel, ob C655 sich dabe!] mehr marktwirt-
schaftlich oriıentierte („Ireje“) Wirtschaften handelt.oder solche, dıe sıch dem
Modell einer zentral geplanten Wırtschaft nähern. In diesem technischen Sınn des
Wortes sınd auch die Wirtschaften kommunistischer Länder „Kapıitalistisch . Der
ungeheuere wirtschaftliche Aufstieg der etzten Z7wel Jahrhunderte 1ISt weıitgehend
dieser Wirtschaftsweise verdanken, un! auch in Zukunft äßt sıch das erreichte
wirtschaftliche un: zivilisatorische Nıveau ohne s1e iıcht autrecht erhalten.

Ihr Nachteil aber liegt darın, dafß weıte Kreise der Bevölkerung Nur-Arbeit-
Achmer sind, die ausschliefßlich VO  } dem Entgelt leben, der iıhnen VO  e iırgendeinem
„Arbeitgeber“ in orm VO  ; Lohn oder Gehalt ausgezahlt WILr  d. Darüber hinaus
liegt ın diesem System des Kapıtalismus zumiıindest die Tendenz un Gefahr, die
Zahl der Kapitaleigner immer mehr verringern un die der Nıcht-Kapital-
eigner immer mehr vergrößern. Das liegt daran, dafß sıch die durch die Zu-
sammenarbeit VO  3 Kapıtal un Arbeit Je NEeuUu geschaffenen Werte in der aupt-
sache etztlich ımmer wıeder autf seiten des Kapitals nıederschlagen. uch der Teıl,
der den Arbeitnehmern 1ın orm Von Lohn un: Gehalt zufließt: auch der, den der
Staat in orm VOoNn Steuern sich zıeht, wandert, wenı1gstens einem gyroßen Teıl,
autf dem Weg ber die Preise wieder ZUuU Kapıtal Zzurück. Wırd also die Zahl der
Vermögense1igner icht erweıtert, bedeutet das, da{flß die einen immer reicher, die
anderen weniıgstens relatıv un: im Vergleich ABr ARı immer armer werden. Von
selbst aber un: automatisch weıtet sıch der Kreıs der Vermögenseigner nıcht AaUus,

Eher macht sıch auch 1er die Tendenz ZU} Konzentratıiıon geltend, weil nıcht sel-
ten gyroße Vermögen die kleinen aufsaugen und verniıchten.

Diese Schattenseiten der kapitalıstischen Wıirtschaftsweise wurden schon frühzeitig
vesehen. Wılhelm Emmanuel Von Ketteler suchte sS1e (angeregt durch die Ideen
Ferdinand Lasalles) durch eine CcUu«C Zusammenführung VO  e} Kapiıtal un Arbeit

sıch eın sehr naheliegender Gedanke überwinden. Er versuchte also „Pro-
duktionsgenossenschaften“ 1Ns Leben ruten damals wurden s1ie „Produktiv-
genossenschaften“ ZCNANNT Genossenschaften, 1n denen die Arbeıter cselbst Be-
sıtzer des Betriebes se1in sollten. Der Versuch, auch in spaterer eit immer wıeder
einmal vemacht, scheıiterte und mußte scheitern. Die orm der Genossenschaft iSt,
sosehr S1e sıch auch auf anderen Gebieten (Absatz, Einkauf USW.) bewährt, mMit
Ausnahme ein1ger besonders gelagerter Fälle für eıiınen Produktionsbetrieb Zzu

schwerfällig un: daher ungee1gnet.
Selbstverständlich ann diese Tendenz iıcht durch bloße Lohnpolitik überwun-
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den werden, WENN und solange INa  w Lohn als Mittel Zu Erwerb der benötigten
Verbrauchsgüter versteht Anders reilich WAaATeC CS, wollte in  = den Lohn ber die
Grenze dessen, W Aas für den Erwerb der benötigten Gebrauchsgüter gebraucht wird
erhöhen. I)Dann WAare der 'Tat dıe Möglichkeıit gegeben, diesen zusätzlichen eıl

SParen. Dann müuüfßten aber gleichzeitig Ma{ißnahmen ergriffen werden, die CiNE

sichere CGarantıe dafür böten, daß diese Anteile ıcht 1Ur gESPAFT werden könnten,
sondern auch tatsächliıch gEeSPAaAIT würden.

Geschichtliches

Solange treıilich die Löhne noch icht einmal die Höhe erreichten, deren N be-
durfte damıt die notwendigen Gebrauchsgüter erwerben, richtete siıch das
Augenmerk der Sozialpolitiker erster Lıinıe auf das, W 4S INnan den „gerechten
Lohn Nanntfie wobel MIt Selbstverständlichkeit Lohn der

Konsumlohn verstanden wurde. Auch Leo 111 hat den Lohn wesent-

lıchen diesem Sınn, als Mittel, „den Lebensunterhalt inden (Rerum Nova-
IU 34); gesehen. Wenn darüber hınaus auch schon die Sparmöglichkeit
dachte (nr 35); annn hatte dabe1 EESPET. Linie die Möglichkeıit, C1inNn CISCNCS
Heım und GINn CISCNCS Stückchen Grund und Boden erwerben, Auge

Pıus X] aber hat das Problem Zanz klar gesehen und verlangt, INa  } solle „ INIE
aller Macht un Anstrengung dahın arbeıten, da{ß WwWeNnN1gsSteNSs Zukunft die NCU-

geschaftene Güterfülle 1LUFr billıgen Verhältnis sıch be1 den besitzenden
reisen anhäufe, dagegen 1 breitem Strom der Lohnarbeiterschaft zufließe“ 1.

Als S siıch ach dem Krieg ı der Bundesrepublik darum handelte, unseTe völlig
Zerstortie Wıiırtschaft NEeEU aufzubauen, kam 6S zunächst darauf A} die benötigten
Produktionsstiätten aufzubauen. ber die rage, WEn diese gehören würden,
machte 8893  e} sıch zunächst Gedanken. Man wählte den Weg der steuerlichen
Begünstigung der Selbstfinanzıerung Vielleicht wiırd iInNnd  w} MUSSCH, da
gesichts des ungeheuren Nachholbedarfs der damals herrschte, C1in anderer Weg
gar ıcht mögliıch Wa  $ Jeder Versuch Umweg ber die Entlöhnung wäh-
len, hätte be1 den damaligen Verhältnissen ohl siıcher AZUu geführt, dafß solche
Betrage eben doch den Konsum geflossen A

ber SEeILt dem Anfang der fünfzıger Jahre tauchte das alte Problem erneut auf?
7war konnte 8908  a} sıch die rage stellen, ob 6S überhaupt och aktuell ob es

Enzyklıka „Quadragesimo Anno Nr
D on Jahre 1950 hat Ve. ell--Breuning VOLr dem Wissenschaftlichen Beırat des Bundesministeriums

für Wirtschaft gehaltenen Reterat aller Klarheit aut das Problem hıingewlesen un den Gedanken ausgesprochen,
aut den „Konsum“ „Investitionslohn“ autfzustocken. Der Vortrag fand yroßes Interesse Uun!' wurde zahl-
reichen Zeitschriften abgedruckt eDiıe Sparkasse“ 4, 11950 ] 293 „Neue Ordnung“ 4, 1950 ] 505 „Deutschland-
Union-Dienst“ 4, 10 [1950], NOYv. „Zentrum“* [1951] SSozialer Aufbau“ Beilage ZUr „Neuen Zürcher Ze1-

tung“ Nr. d d U, Jan Eınem breiteren Leserkreis wurden Gedanken zugänglich gemacht durch
die I1 „Eigentumsbildung ı Arbeiterhand“ (Schriftenreihe des Zentralkomitees der Deutschen Katholıken, Reihe

V. ell-Breuning: „WirtschaftHeit 4, Paderborn, Bonifaciusdruckerei;: Spater als „Thesenfolge“ zusammengerafft:
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iıcht durch die Entwicklung überholt SC1 Hat nıcht das beinahe bıs ZUF Perfektion
entwickelte System Sozialer Sicherheit (Social Security) heute Jen«e Funktion der
Sıcherung der menschlichen DPerson übernommen, die Ina  w früher durch Schaffung
Von Eıgentum biıeten suchte? Johannes hat sich in Mater et Magıstra
diese rage gestellt Er x1ibt Z daß heute weitgehend Formen gesellschaftlicher
Sicherungen die Stelle der der Vergangenheıt mehr individuellen Sıcherung
durch Eıgentum MWEN.: Er begrüßt diese Entwicklung un empfiehlt, S1C,
da N sC1in sollte, noch weiliftfer entfalten Nichtsdestoweniger kommt

dem Urteil das Eıgentum habe auch unserer heutigen Zeıit nıchts VO  } seiner

grundsätzlıchen Bedeutung eingebüßt In der 'Tat der Gedanke gesellschaftlicher
Sıcherung 1ST nıchts Neues. Gerade pPrımıtıven Gesellschaften hat
schon GCiHNeEe gyroße Rolle gespielt (man denke die Bedeutung, die eLIw2 der lan

Afrıka, die Kaste Indien für die Siıcherung des einzelnen hat!) Es 1STt 1Ur

türlıch da{fß auf Stufe eNgStEr gesellschaftlıcher Verflechtung die gesellschaft-
ıche Sıcherung stark ausgebaut wırd Es 1ST auch richtig, dafß dem Ma dem
das geschieht die Forderung nach Sıcherung durch Eıgentum VO  e ıhrer
Dringlichkeit verliert. ber 65 bleibt Destehen, daß auch solchen Zeıt STar-

ker gesellschaftlicher Verflechtung Ja, vielleicht gerade ihr!) das Eıgentum
ein Gutteıl SC1INCr klassıschen Funktion beibehält Man annn dem Menschen das
echt auf Eıgentum, auch auf Eıgentum Produktionsgütern, iıcht grundsätzlich
absprechen, ohne Menschenwürde Abrede stellen. Eın System, das den
Menschen dieses echt ZW ar grundsätzlich keiner Weıse abspricht dem die
überwältigende Mehrheit der Bevölkerung aber praktisch keine Möglıichkeit hat
Vermögenswerte erwerben, wiırd INan ohl als unbefriedigend bezeichnen 11 US-

SC  =) Johannes wiederholt arum die Aufforderung 1US C4 Breıite
Streuung des Eıgentums 1ST WENN jemals, heute Sanz besonders geboten

In der Folge wurde das Problem auch VO  ; den Politikern aufgegriften. Erwın
Häufßler entwickelte Gedanken des Investivlohns“ Es folgten ECIHNE

Reıhe VO  w Plänen > MIt Ausnahme des noch besprechenden Gleitze-Planes
un des Deist-Planes »} VO  3 dem der SPD Plan (nıcht der Entwurf der SPD für
ein Z W eltfes Vermögensbildungsgesetz!) abstammt hat keiner dieser Pläne beson-
deres Gewicht erlangt

19672 hat der Rat der Evangelischen Kırche Deutschland Denkschrift ber
Eigentumsbildung soz1aler Verantwortung herausgebracht Anfang 1964 WUL-

und Gesellschaft heute 443), der das Problem klar und Lösung auch schon se aufgezeigt
wiıird 1955 erschien der leıchen Schriftenreihe (Reihe Heft VO' Paul Jostock Das Sozialprodukt und
Verteilung ıne eigentlich 1Ur nebenher gemachte Bemerkung, 1LL1LA) könne CS NUuUr als kandal“ bezeichnen,
daß IMNa  3 beim Wiederautfbau uNseCeIeCcI Wirtschaft die Gelegenheit nıcht ZENULTLZL habe, ıer grundlegenden
Wandel schaften, bte auf Kreise eine schockartige Wirkung AaUS Es serzie PE breitere Dıis-
kussion CIN, der sıch auch die volkswirtschaftliche Wissenschaft beteilıgte, WELN auch jelfach mehr IN dem Aut-
CcCisen Von Bedenken un Schwierigkeiten als 99000 konkreten Vorschlägen.

Enzyklika „Mater et Magıistra“ Nr. 115
Erwin Häußler, Der Arbeitnehmer VO:  } IMOISCH, Eın Mıteigner un Mıtträger der Wirtschaftsgesellschaft

(Stuttgart
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den einem katholisch-evangelischen Arbeitskreis Empfehlungen 7 Eigen-
tumspolitik“ erarbeitet und der Oftentlichkeit unterbreitet, In rascher Folge C—.

schienen Kegen Ende en gleichen Jahres der „Leber-Plan“ und Jie Gesetzentwilirfe
der Bundesregierung, der und der FDP Jer Regierungsentwurf 1äf 1171 WE=

gentlichen 16 Voratellungen übernommen, clie gieh 111 den „Empfehlungen“ len Ke=
n  nAnten kathoalisch evangelischen Arbeitaslereisen fanden:! der Gesetzentwurf der

unterscheidet gsich dem der Regierung unwesentlich wÄährend sieh der
der FDP damit begenügt C111 we Ausbau des 5parprämien- und cles au-
sparpramilengesetLZes empfehlen

Dıe Pläne

Die Empfehlungen“ des katholisch-evangelischen Arbeitskreises sind VOr allem
gekennzeichnet durch das Bestreben, Vorschläge unterbreiten, die möglichst
leicht un reibungslos durchführbar sind In die bestehende Struktur der Wırt-
schaft soll W 16 möglıch eingegriffen werden Überall WIr nach schon be-
stehenden Ansätzen gesucht die INa  . 1Ur welter entwickeln bräuchte. Auch
wırd nıcht eiNe ganz estimmte Ma{fßnahme vorgeschlagen nd gleichsam als das
Eı des Kolumbus hingestellt vielmehr ein ZaANZCS Bündel VO  $ Maßnahmen auf
verschiedenen Gebieten, die das Problem gleichsam konzentrisch angehen sollen.
Zentral allerdings steht der Vorschlag, das sogenannte 312 M-Gesetz S$10111-

voll eiter entwiıickeln Dieses Gesetz, das „Gesetz ZUFr Förderung der Ver-
mögensbildung der Arbeitnehmer VO Juli 1961 hatte vorgesehen, dafß Sal
wendungen des Arbeitgebers Arbeitnehmer bıs 2172 jährlıch die
„vermögenswirksam angelegt werden das heißt nach den Bestimmungen des
Sparpräamıien- der Bausparpramıiengesetzes; für den Erwerb Eigenheims;
VO  $ CIHCNCHN Aktien des Arbeitgebers Vorzugskurs; VO  3 Darlehensforde-
rungen e} den Arbeitgeber bıs Zzu rad VON Lohnsteuer un
Sozialversicherungsbeiträgen befreit sCin sollten. Allerdings MIt allerhand Eın-
schränkungen und zum eıl i1nter Anwendung recht umständlicher Verfahrens-
W elisen

Solche Zuwendungen nach ersten Vermögensbildungsgesetz NnUur

dann möglich, S1E innerhalb einzelner Betriebe der Unternehmen 1ı Form
on Betriebsvereinbarungen oder schriftlicher Einzelverträge beschlossen wurden,
SC1I CS zugunsten der gANZEN Belegschaft, SsCc1 ©N} on Gruppen ı111 iıhr. Weder 1atte
der einzelne Arbeitnehmer cClie Möglichkeit, AUuUS Initiatiıve Barzuwendun-

des Arbeitgebers vermögenswirksam anzulegen, noch konnten siıch clie (3e-
werkschaften 11 Tarifverhandlungen afür einsetzen. Der Erfolg JeNCS 17STE (ze-

War enttäuschend Nur in verschwindendem Ausmaße wurcde davon (Ge-
brauch gemacht.
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Hıier setzen die „Empfehlungen“ 61in. Sie schlagen VOr, das (j6eset7 11 der Weise
fortzuentwickeln, ({ a ß in Zulkaunft jeder Arbeitnehmer das Recht erhalten soölle,
atıch AUS eigener InitiatıVe erhaltene Zuwendungen 5 gleicher Aöhe, a186 b  18 zu
DM 312y"' jährlich, vermögenswirksam anzulegen; daß auf Lohnasteuer und O71a 1=
versicherungsbeiträge ur Ö \‘IH‘ Zuwendungen en Arbeitgebers vollatändig Vers.
zichtet werden olle: und VOI allem ü HL[ i8t afls entscheidende Neuerung

solche Zuwendungen in Zukunft en Sozialpartnern iM Rahmen
Tariıfverträgen vereinbart werden können.

Es ist klar, dafß gerade cliese letzte Bestimmung dem (jesetz eine 1e  ] weitgehen-
dere Anwendung sichern könnte, Es ist schließlich 11  cht überraschend, da{ß On
dem (jesetz 1Ur geringer Gebrauch gemacht wurde, solange 6S praktisch vollstän-
dig 1n das Belieben des einzelnen Arbeitgebers gestellt WAar, solche Zuwendungen
Z machen oder icht machen. Öönnten S1e aber tarıfmäßig vereinbart werden,

xwären wen1gstens die tarıfgebundenen Arbeitgeber da, eın solcher Tarıt-
vertrag abgeschlossen wiırd, ihrer Zahlung CZWUNSCNH. Es ist verständlich, da{fß
die Arbeitgeberseite Aaus eben diesem Grund die Tarıfbarmachung solcher Leistun-
SCn MI1t Heftigkeit bekämpft hatte. Schon für das Vermögensbildungsgesetz
War von Regierungsseite die Möglichkeit der tarıfvertraglıchen Regelung VOTI-

gesehen BCWECSCH. S1ie mu{fßte damals heftiger Einsprüche 1m Parlament fal-
len gelassen werden.

Nichtsdestoweniger scheint der tarıfliche Weg 1mM Vergleich einer allgemein
durch (Gesetz vorgeschriebenen Zahlung oder sonstigen Leistung Aaus mehr als einem
Grunde auch für die Unternehmerseite große Vorteile bieten. Vor allem WESCH
der yrundsätzlichen Bedeutung der Wahrung der Tarıthoheit. Fragen des Arbeits-
vertrages, der Arbeitsbedingungen, der Entlöhnung, überhaupt aller Fragen, die
das Verhältnis Arbeitgeber-Arbeitnehmer betreften, sollten, sSOWweIlt als möglich,
Von den Tarıfpartnern 1n eigener Kompetenz eıiner befriedigenden Lösung
geführt und icht den Staat abgeschoben werden. Werden s1e dem Staat ZUSC-
schoben, wırd dadurch icht LUr die Stellung der Tarıfpartner geschwächt; 65

wırd auch der Staat MIt Aufgaben belastet, für dıe iıcht zuständıg 1St. Dıie 1eS-
bezüglichen Erfahrungen A4aus der Zeıt der Weimarer Republik sollten hier ZUr

Warnung dienen. Damals wurde zunehmend dıe Verantwortung für den Arbeits-
rieden den staatlichen Stellen zugeschoben (man denke eLwa die damalige
ZWwangswelse Schlichtung). Der Staat wurde schließlich 1n solchem Maß Nıt der
Wahrnehmung an sich staatsfremder Aufgaben belastet, daß er dadurch ZUIT U

freiwilligen Schrittmacher des totalen Staates wurde.
Außerdem bietet die tarifliche Lösung den Tariıfpartnern die Möglichkeit, die

Gestaltung der Dinge selbst 1 der Hand Zzu behalten und unterschiedlichen Lagen
in verschiedenen Wirtschaftszeigen, verschiedenen Regionen, verschiedenen St; ‚
dien der konjunkturellen Bewegung entsprechend Rechnung ZeN. Leistungen,
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die durch das Gesetz allgemein vorgeschrieben werden, S1N: Starr; Leistungen, die
tarıflich ausgehandelt werden, können angepaflt werden.

Endlich scheint der tarıfliche Weg geradezu der eINZ1g mögliche se1n, weıl
eine wirksame Vermögenspolitik ohne das posıitive Mitwirken der Sozialpartner
Sar icht durchführbar ist. Eıne Politik breiterer Vermögensstreuung ohne das Miıt-
wirken der Gewerkschaften der Sar sS$1e ware VO  } vornherein ZUuUum Sche1-
LErn verurteıilt. Sollten die Arbeitgeber icht ıhrerseits daran interessiert se1n, die
Möglichkeit des eiıgenen Mitwirkens erhalten sehen?

Eın VO  } maßgeblicher gewerkschaftlicher Seite entwickelter Vorschlag® sah dem-
gegenüber Sanz anders Au  N Dieser Vorschlag geht VO  e} der Überlegung AauS, daß
wirtschaftliıche Gewıinne icht allen Stellen der Wırtschaft 1n gleicher Weıise ent-

stehen, sondern daß sS1e 1mM wesentlichen bei ein1ıgen, zahlenmäfßıig durchaus ..  ber-
schaubaren rofß- und Größtbetrieben antallen. Nur diese sollen arum weni1gstens
in einer ersten Phase ertaßrt werden. Soweıiıt es sıch dabe1 Einzel- oder Fa-
milıenunternehmen handelt, sollen diese Zzwangsweılse 1n Kapitalgesellschaften
gewandelt werden. Aut Grund NCUCTI, durch (Gesetz festzulegender Bilanzierungs-
vorschriften oll der gesamtTe Ertrag dieser Unternehmen vollständig als mOg-
lich ertaßt werden. Dieser gesamMTeE rtrag soll einem für diesen weck NEeCUu

schaftenden Fonds zugeführt werden. FEın bestimmter Prozentsatz davon viel-
leicht 509/9 sol] annn die Unternehmer zurückfließen; der Rest soll—-nıcht eLItw2

den Arbeıiıtnehmern der betreffende Betriebe sondern grundsätzlıch der
Bevölkerung 1n orm VO  e} Anteilscheinen dem Fonds ausgeschüttet werden. Der
Grund für diese Maßnahme 1St die Überlegung, dafß Zustandekommen VOon

Gewıinnen iıcht NUr Kapital und Arbeıt, sondern VOT allem der Markt, die Preise,
also die Käufer, die Konsumenten, die Allgemeinheit maßgeblich beteiligt sei1en.
An S1e also müßten diese Anteılscheine ausgegeben werden, ıcht 1Ur Arbeit-
nehmer. Diese Anteıilscheine sollen annn durch eiınen längeren Zeitraum hindurch
iıcht handelbar un: iıcht beleihbar se1n, da{fß die Garantıe gegeben ware, dafß
diese Ausschüttungen iıcht 1n den Konsum gehen, sondern dem Kaiaitalmarkt e_

halten bleiben.
Angesichts der Tatsache, da{flß dieser Plan 1n die Strukur der Wıiırtschaft in

radıkaler Weise eingreift, dalß die realpolitischen Schwierigkeıiten, die seiner Ver-
wirklichung entgegenstehen mussen, icht übersehen werden können, INa INa  e} sıch
fragen, ob eın solcher Plan überhaupt durchführbar 1St. Würde durchgeführt,

würde eiıne geradezu unvorstellbare Anballung wirtschaftlicher Macht dar-
stellen. Man mu{ siıch vergegenwärtigen, da{ß praktisch der wirtschaftliche
rtrag der deutschen Volkswirtscha& diesem Fonds zufließen würde: und das nıcht

Der Vorschlag, mitunter auch als „Gleitze-Plan“ bezeichnet, yeht zurück auf eıne Grundkonzeption, die der
Leıiter des Wirtschaftswissenschaftlichen Institutes der Gewerkschaften, Prot. Bruno Gleitze, entwickelt hatte un die
1n der Folge Von anderen weiterentwickelt wurde. (Vgl zahlreiche Autfsätze 1ın den Gewerkschaftlichen Monatsheften.
Dort auch der Beschluß des Bundesvorstandes des DGB VO: Jan Im folgenden selen L1ULF: die groben Um-
F1Sse dieser Vorstellung wiedergegeben.
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1LUFr einmal, sondern Jahr für Jahr VO  w} neuem! Die Vorstellung, daß der DGB
Eigentümer dieses Fonds se1n sollte, fand sofort heftige Kritik, daß schon
frühzeıitig tallen gelassen wurde. Es wurde statt dessen vorgeschlagen, daraus eine
öffentlich-rechtliche oder quası-Öffentlich-rechtliche Institution machen. Es iragt
sich aber, ob die Schwierigkeit damıt ıcht noch verschärft würde, we1l  ] annn die
Gefahr der Koppelung wirtschaftlicher MILt politischer Macht auttreten könnte.
Wäare der DGB der Verwaltung des Fonds maßgeblich beteiligt, ann würde
ıhm nunmehr VO  ; der Kapiıtalseite her eın entscheidender Einflufß auf die 24 D

Wırtschaft zutallen ein Umstand, der diesen Plan ıcht wenıgen erst recht
als bedenklich erscheinen Afßt

Dann kam der „Leber-Plan“ Er steht in eLIw2 1n der Miıtte 7zwischen den
„Empfehlungen“ und dem „Gleitze-Plan“. Miıt diesem hat den Gedanken eines
Fonds vemeinsam, mi1t den „Empfehlungen“ den der tarıfvertraglichen Regelung.
Er sieht eine Ausweitung des „312,— DM-Gesetzes“ in der Weiıse VOTr, da{flß 15 0/9
der Lohnsumme vermögenswırksam angelegt werden soll

An diesem „Leber-Plan“ 1St zweiıfellos begrüßen, daß 1er erstmalig VO  - gC-
werkschaftlicher Seite eın posıtıver Vorsto{fß gemacht wurde. Es handelt siıch 1er

einen Plan, der iıcht den Eindruck der Undurchführbarkeit macht, sondern
durchaus praktisch durchführbar ware. Dıie Schwäche scheint allerdings auch 1er
1m Fonds-Gedanken liegen. Zwar ware der Fonds eines einzelnen Wirtschafts-
zweıiges weniıger zroßß. Immerhin näiähme 1m Lauftf der Jahre einen erheblichen
Umtang an; außerdem 1St bedenken, daß Leber (ın weılser Beschränkung) 1U

einen Plan für selnen eigenen Wirtschaftszweig vorgelegt hat, daß aber doch oh!
dabej daran gedacht 1st, daß andere Wiırtschaftszweige mı1t entsprechenden, ihren
Verhältnissen sinnvoll angepaßten Einrichtungen tolgen würden. Damıt aber ware
zumindest die Gefahr gyegeben, daß ann durch Zusammenlegung doch ein Mam-
mutfonds entstehen könnte. Aufßerdem 1St auch keine Notwendigkeit für die
Schaffung eines solchen Fonds ersichtlich. Dıie bestehenden Kapıtalsammelstellen,

anderem die schon bestehenden Investmentgesellschaften, waren durchaus
ausreichend, CS se1 denn, man hätte dabe;i doch eine Stärkung der eigenen Pgsi-tıon gedacht.

Eınwände

Es 1St durchaus verständlich, WEeNn VO  $ Unternehmerseıte solchen Plänen un
Absichten zunächst keine helle Begeisterung entgegengebracht wurde. ufs
machen S1e den Eindruck, als würden die Unternehmer damıiıt wıeder einmal s ZUE
Kasse gebeten“. Sowelılt 6S sıch selbständige Unternehmer handelt, 1St das bis

einem Zewl1ssen rad auch tatsächlich der Fall Jede Politik breıiterer Ver-

6 Um dieser Schwierigkeit abzuhelfen, schlugen andere VOT, eıne Mehrzahl Von Fonds schaften.
Benannt nach dem Vorsitzenden der Bau-Steine-Erden, Georg Leber MdB
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mögensstreuung bedeutet, da{fß Werte, die bislang den bisherigen Vermögens-
besitzern zugeflossen WAarch), 1n Zukunft andere gehen werden. Be1 Kapitals-
gesellschaften allerdings 1St das anders. Hıer wird eigentlich nıcht der Unterneh-
INer als solcher betroften, sondern die Kapitalbesitzer, also die Aktionäre.

Dennoch 1St ecSs bedauerlich, dafß die Reaktionen VO  a} dieser Seıite durch lange eıt
fast nusschließlich negatıv T1 Schließlich 1St 6S eın Anlıegen, das jeden Unter-
nehmer, jeden Vermögensbesitzer, stärkstens interessieren muß Wer ımmer den
Gedanken des E1gentums grundsätzlıch bejaht, mu{l auch der Erhaltung einer
Ordnung, die das Eıgentum schützt, interessliert se1in. Es 1St aber klar, daß eine
solche Ordnung eichter aufrecht erhalten wird, Je mehr Menschen, weiıl
selbst Vermögenswertbesitzer, der Erhaltung einer solchen Ordnung interessiert
sind: da{ß s1e dagegen 1in einem olk VO  } Habenichtsen VO  3 vornhereıin bedroht 1St.

Die Einwände, dıie VOo  e} dieser, teilweise allerdings auch VO  w Gewerkschaftsseite
vorgebracht werden, scheinen sıch 1mM wesentlichen aut rel 7zurücktühren lassen.
Eın erstes Argument lautet: Wenn die Arbeitnehmer Vermögen haben wollen,
1St das recht und schön. Sıe sollen annn eben den klassischen Weg gehen, auf dem
INan Vermögen kommt: Sıe sollen sparen!

Die Behauptung, Vermögen selen immer auf dem Weg des Sparens, das heißt
auf dem Weg VO  e} Konsumrverzicht (und ZW ar auf Verzicht des eigenen Konsums!)
7ıstande gekommen, 1St aber höchst antechtbar. Jedermann weiß, da{fß in der (Ze*
schichte gyroße Vermögen auch miıt ganz andern als ehrlichen und redlichen Mitteln
erworben un: vererbt wurden. Es o1ibt durchaus auch glückliche außere Umstände,
die 1n manchen Fällen dafür verantwortlich Vor allem aber gibt es auch
eiıne Zanz andere Art des Sparens, nämlich das Zwangssparen ber Preise. Von ll
dem abgesehen 1St das ein Argument, das geeignet ist. durchaus unerwünschte eak-
tionen auszulösen. Wenn der Habende dem Nicht-Habenden den Ratschlag erteilt,
den Gürtel schnallen, wiırd die sozialpsychologische Wirkung iımmer
schlecht sein!

Zwecklos und unfruchtbar 1st. es auch, auf Zahlen hinzuweısen, die den Beweıs
erbringen sollen, die Arbeitnehmer selen heute schon durchaus in der Lage Spa-
11 Es oibt bei der Art und Weise, in der be1i uns 1n der Vergangenheıit statistische
Erhebungen gemacht wurden, eın Zahlenmaterıal,; mi1t dem sich diese rage e1n-
deutig oder beantworten ließe: jede Zahl lassen sıch andere anführen,
die das Gegenteıil belegen scheinen. Außerdem 1aber wiırd, wWenn INnan Argu-
mentiert, NUur allzu leicht die andere rage aufgeworfen werden: Müssen die Ar
beitnehmer enn überhaupt AUS dem, W 4as S1e AT Zeıt erhalten, sparen? Haben S$1e
auf solche weıteren Zuwendungen ıcht eiınen Rechtsanspruch? Ist das, W 4S ıhnen
JEtZE, aut Grund dieses Gesetzes gegeben werden soll, 1m Grunde nıcht „ vOorent-
haltener Lohn“? Der Ausdruck „vorenthaltener Lohn“ 1St 7weifellos gehäss1g. Er
besagt, dafß biısher VO  } Arbeitgeberseite Leistungen in die eigene Tasche gesteckt
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wurden, die S1e den Arbeitnehmern hätten auszahlen können un: mussen. Dem 1st
entgegenzuhalten: solange die Löhne praktisch ausschliefßlich Mittel für den KoOon-
SUu. darstellten, konnten und durften s1e iıcht ber jene Grenze hınaus angehoben
werden, deren Überschreitung Geldentwertung und Inflation bedeutet hätte. Wıe
aber, WECNN Miıttel un! Wege gefunden werden, weiıtere Zuwendungen iıcht
dem Konsum, sondern dem Kapitalmarkt zufließen lassen? Wıiırd ıcht damıit
ihre Leistung automatisch einer Forderung der Gerechtigkeit? W as „gerechter
Lohn“ 1St, 1St eine rage, die sich ıcht mMI1t irgendwelchen testen Zahlen beantwor-
ten 5ßt „Gerecht“ 1St der Lohn, den die Wirtschaft zahlen kann, das heißt, den
s1ie einer bestimmten Zeıt gegebenen Verhältnissen zahlen kann, ohne
da{ß volkswirtschaftlicher Schaden daraus entsteht. Wenn sıch also dıe Lage W Aan-

delt, WEn 7zusätzliche Leistungen, die früher hne volkswirtschaftlichen Schaden
icht geleistet werden konnten, möglıch werden, mu{l INa  $ annn nıcht 9 da
jetzt die potentiellen Leistungsempfänger darauf einen Rechtsanspruch haben?
Dann würde die Antwort aut den Einwand also lauten: Sparen Ja; aber SParch
Aaus den Betragen, auf die ich einen Anspruch habe, SParch können: nıcht
aus denen, auf die ıch einen Anspruch habe, damıiıt meınen Lebensunterhalt
bestreiten. Es handelt sıch tatsächlich be1 solchen vermögenswirksamen Leistungen
nıcht, w1e€e vielfach ZESAQL wurde, „Geschenke“, N handelt sıch, sobald S1Ee volks-
wırtschaftlich möglıch werden, Leistungen, die die Gerechtigkeit ordert.

Endlich müßte sıch doch ohl gerade die Unternehmerseite überlegen, ob Kon-
sumeinschränkung großen Umfangs wirklich iın ıhrem Interesse läge. Schließlich
111 doch jeder Unternehmer seine Ware absetzen. ine einschneidende Konsum-
einengung der Arbeitnehmer aber in der Art,; Ww1e s1e VO  a} Arbeıitgeberseıite elfach
vorgeschlagen wird, könnte ausgesprochen deflationistische Wirkungen ausüben?.

Be1 den Verhandlungen innerhalb des Baugewerbes ber den „Leber-Plan“
wurde VO  e Arbeitgeberseite der Vorschlag gemacht, die Arbeitnehmer sollten mi1t
einer kleinen, eigentlich NUur symbolhaften Spargeste den Anfang machen, annn
wolle INn  e} VO  $ Arbeitgeberseite den Kest dazufügen. Eın solcher Vorschlag, der,
WI1e ( scheint, mehr auf den pädagogischen Wert eigener Einschränkung abhebt,
gleichzeitig aber die eıgene Bereitschaft erkennen laßt, großzügig helfen, ware
ohl posıtıver bewerten.

Auch eın 7weıtes Argument sollte Aaus der Diskussion lıeber ganz verschwinden,
die Klage ber den „ LwWang?.,

Erstens macht INan sıch MIt diesem 1nwels geradezu lächerlich. Man frage doch

A  ın solcher VO' weiten Kreisen geübter Konsumverzicht könnte den gewünschten Erfolg Bar ıcht haben;:
würde lediglich Produktionseinschränkungen un damit eine Verkleinerung des Sozialproduktes ZU: olge en

\ A Nell-Breuning 1n * Wirtschaft und Gesellschaft heute HE A 34 Sparen ohne Konsumverzicht (Freiburg/Br.
Der Vert egt 1n diesem Autsatz überzeugend dar, daß und volkswirtschaftlich gesehen Einschränkung des
Konsums der Haushalte icht Vermögensbildung tühren würde, ondern da{ß eine solche LUr dann entsteht,
wWEenNn aut der einen Seite die Summe der inkünfte die Summe der angebotenen Konsumgüter überste1gt und WeNnNn

ann anderseits die Konsumenten ıcht „Uum jeden Preis“ diesen Überhang autf dem Weg er rhöhte Preise „wieder
den Unternehmern zurückbringen“,
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die, die in den Genuß dieses (jesetzes kommen sollen, ob sie das als einen
träglichen Zwang empfinden! Miıt gleichem echt müßte InNnan annn VON einem
„Zwangsurlaub“ sprechen un sıch darüber beklagen, da{fß den Arbeitnehmern
schon wıeder eine Lohnerhöhung „aufgezwungen“ worden ce1! Außerdem weiß
jeder, dafß unsere Ordnung ZWAar srundsätzlıch die Freiheit bejaht, dafß solche
grundsätzliche Bejahung aber den Zwang aut vielen Gebieten nıcht 1Ur icht AUS-

schliefßßt, sondern geradezu fordert, VO  w} den Verkehrsregelungen ber die Zwangs-
versicherung bıs gesetzlich festgelegten Preisen, w1e etwa dem Getreidepreis
und vielen anderen.

Ernster dagegen wırd der Einwand der erhöhten Kosten prüfen se1in. Es 1St
richtig, dafß 7usätzlıche Leıistungen ber den bisherigen Lohn hınaus 7zusätzliche
Kosten darstellen. Es 1st richtig, dafß die Kosten nie hoch werden dürfen, dafß
dadurch die Wirtschaft abgedrosselt wird oder 4200 AD Erliegen kommt. Zwar ist
1n der Vergangenheıt in Zusammenhang M1t Lohnerhöhungen schon oft gesagt
worden, solche Erhöhungen überstiegen die Leistungskraft der Wirtschaft, da{ß der
Eınwand viel Von seliner Glaubwürdigkeit verloren hat: dennoch kommt 065 TAat-

sächlich darauf wissen, W as die Wıirtschaft ann und W as iıcht. Eben da-
durch aber gewinnt der Gedanke, solche Leistungen nıcht eintfach durch (jesetz
vorzuschreiben, sondern Ss1ie VO  3 Fall Fall aushandeln lassen, erhöhte Bedeu-
tung Auft diese Weise 1sSt nämlıch die Möglichkeit geboten, 1m einzelnen sorgfältig

prüfen, W 4s gefordert, WAs zugestanden werden kann, siıch 1mM Rahmen des
tatsächlich Möglıchen halten.

Der Einwand, daflß solche Kosten ann auf die Preise abgewälzt würden, 1st,
wenıgstens be1 einer volkswirtschaftlichen Betrachtungsweise und aufs CGGanze DC-
sehen, ohl ıcht stichhaltig. Auft die Preıise ann mMan 1U überwälzen, WECi1L sıch
die Ware auch AARh erhöhten Preıs och absetzen läßt Das wiırd NUur ann möglıch
se1n, WenNnn dıe Nachfrage steigender Preise in entsprechender Weıse anstelgt.
Die Nachfrage aber wırd ıcht ansteıgen, weiıl diese 7zusätzlichen Leistungen ıcht
ın den Konsum fließen, sondern dem Kapitalmarkt zugeführt werden. Im einzel-
1enNn allerdings werden Preisüberwälzungen da un: Ort wohl möglıch se1n. Ab-
gesehen davon, dafß das in estimmten Fällen erwünscht se1ın Mag, dürfte
das jedenfalls eın unlösbares volkswirtschaftliches Problem darstellen.

Wıe aber steht CN MmMI1t dem Unterschied 7wischen kapitalintensiven und ohn-
intensiven Betrieben? 7war wiırd 111a  z kapıtalıntensiv ıcht ohne weıteres muit
Großbetrieb, lohnintensiv MIt kleinen Betrieben gleichsetzen können, dennoch sind
iıcht selten gerade die kleinen, handwerklichen Betriebe besonders lohnintensıv.
Würden S1e infolgedessen durch eın solches (esetz nıcht besonders AÄtTt betrofften?

Das Bedenken scheint in der Tat berechtigt se1n. Der Entwurt der Regierung
sucht dem auch Rechnung tragen, iındem tür kleine Betriebe (nıcht mehr als

Beschäftigte) Steuererleichterungen in Höhe VO  $ insgesamt 28 0/9 vorsieht.
Außerdem die Möglıchkeıit, da{fß 1n solchen Betrieben der Arbeitgeber für sich cselbst
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un für seiıne Familienangehörigen vermögenswirksame Anlagen 1n gleicher Höhe
W1e für jeden seiner Arbeitnehmer einsetzen ann. Es ware ohl sorgfältig
prüfen, ob diese Mafßnahmen allein ausreichend sınd, Auswirkungen P Ver-

meıden, dıe eıner gygesunden Mittelstandspolitik widersprächen.
Auch aut dıe nachteiligen Folgen, die eine solche Steigerung der Kosten für die

Exportfähigkeit der deutschen Wırtschaf* haben könnte, wiırd hingewiesen, und
obwohl auch dieses Argument schon reichlıch oft Verwendung gefunden hat, 1st
se1ine grundsätzliche Berechtigung icht abzustreiten. Insbesondere mMuUu iınnerhalb
der EW eine ZEW1SSE Gleıichheit der Bedingungen gewahrt bleiben. Bemühungen,
die soz1alen Leistungen in den verschiedenen EWG-Ländern einander ANZUDASSCNH,
sind schon se1it längerem 1im Gang Allerdings bedeutet Gleichheit der Chancen
icht notwendig Gleichheit auf allen Gebieten 1m einzelnen. Es annn ZuL se1n, und
wırd auch häufig se1n, da{(ß in einem Lande auf einem Gebiet (etwa dem der
Löhne) yrößere Leistungen erbracht werden, in einem anderen Land dafür aut
einem andern Gebiet: Wenn sıch Nur die Summe der Leistungen einıgermafßen die
Waage hält

Das 1Sst in etw2 das Anlıegen, das 6S be] diesem zweıten Vermögensbildungs-
ZESECETZ geht. Seine Verwirklichung stellt eine 1e] tiefergreifende Mafßnahme dar
als manche anderen Gesetze sozialpolitischer Art Bruno Gleitze hatte recht, wenn
A schon 1958 schrieb: „Möglicherweise bezeichnen spater einmal die Hıstoriker
die soz1ale Kapıtalbildung für die Menschen in abhängiger Arbeit als eın hervor-
stechendes Problem des Jahrhunderts, w 1e 6S einmal die Arbeiterfrage 1im
19 Jahrhundert WAar,. Und deshalb lohnt 6S schon, das Programm gründlichst
diskutieren. Mır scheint, 065 ware der Zeıt, Ernsthaftes tun.  “ D  Q

In den Jahren 7zwıschen 1881 un: 1914 wurde in Deutschland jene Sozialgesetz-
gebung aufgebaut, die für die Welt vorbildlich Wr und die iın den meılsten
Ländern Nachahmung gefunden hat Schon jetzt hat der Gedanke, der diesem (72=

zugrunde liegt, 1m Ausland erhebliches Autsehen CIrFeRT. Es ware schön, wenn
es auch 1er gelänge, den Weg aufzuweisen, auf dem eines der empfindlichsten bel
der Wırtschaftsweise der freien Welt wırksam überwunden würdel®,

Sozıialer Fortschritt, 1958/2, 35;
10 Nachwort der Schriflleitung. Vorstehender Beitrag war bereits 1n Satz yegeben, als die Verhandlungen 7 W1-

schen der Bau-Steine-Erden und den beiden Arbeitgeberverbänden der Bauwirtschaft ZuU erfolgreichen Abschlufß
kamen. Die Arbeitgeberseite hat durchgesetzt, daß jeder einzelne Arbeitnehmer die freie ahl at, entweder durch
eine symbolische Sparleistung V V! 0,02 DN Je Stundenlohn den Arbeitgeber einer vermögenswirksam anzulegenden
Zulage 1n Höhe VvVon 0,09 verpflichten oder dies unterlassen. Diese Leistung des Arbeıitgebers 1St mehr, als
die Gewerkschaft gefordert hatte. Datür verzichtet die Gewerkschaft auf den „Fonds“, den die Arbeitgeber auch als
bloße Inkassostelle ablehnten. Für die Lohnbüros 1st die technische Durchführung damit ungemeın erschwert: dafür
aber sınd alle Eiınwendungen w ıe „Zwangssparen“, „Kollektivismus“ USW : abgeschnitten. Vom Gesetzgeber wırd
Wartet, daß e die steuerlichen und anderen Begünstigungen des 312-Mark-Gesetzes auf solche tarıfvertraglıch vereıin-
bgrte Sparleistungen ausdehnt.
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